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und 26. Mitunterzeichnenden 

Am 12. Juni 2014 liess der Zürcher Regierungsrat verlauten, dass das Kasernenareal auch 
nach dem Bau des PJZ teilweise für polizeiliche Zwecke genutzt werden soll. Damit verstösst 
der Regierungsrat klar gegen das Versprechen im Rahmen der Volksabstimmungen von 2003 
und 2011, dass nach dem Bau des PJZ keine Polizistin und kein Polizist mehr auf dem Kaser­
nenareal arbeite. Zur grossen Enttäuschung der Teilnehmerinnen und Teilnehmer geriet zu­
dem der Mitwirkungsprozess ins Stocken. Dem auf dem Areal befindlichen provisorischen Po­
lizeigefängnis (PROPOG) verlängerte der Zürcher Stadtrat schon mehrmals die Baubewilli­
gung. Aufgrund der vielen Verzögerungen beim Bau des PJZ und des verspäteten Bezugs­
termins, frühestens 2020, ist zu befürchten, dass plötzlich wieder eine Verlängerung für das 
PROPOG zur Diskussion steht. 

In diesem Zusammenhang bitten wir den Stadtrat um die Beantwortung der folgenden Fragen: 
1. Bis wann rechnet der Stadtrat mit einem Abriss des PROPOG? 
2. Wie oft, wann und mit welcher Begründung wurde dem Kanton Zürich für das PROPOG 

jeweils eine Bewilligung auf der Kasernenwiese erteilt beziehungsweise verlängert? 
3. Wann läuft die derzeit gültige Bewilligung aus und ist das PROPOG mit der neuen BZO 

überhaupt noch bewilligungsfähig? 
4. Ist der Stadtrat gewillt, dem Kanton die Bewilligung nicht zu verlängern? 
5. In welcher Form wird der Stadtrat den Kanton an die in den Volksabstimmungen gemach­

ten Versprechungen erinnern, so dass sämtliche polizeilichen Nutzungen auf dem Kaser­
nenareal in absehbarer Zeit vollständig aufgegeben werden? 

6. Wird der Stadtrat seinen Einfluss geltend machen, damit der Mitwirkungsprozess 
Gang gesetzt wird? 
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